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Auf dem Weg zur CO2-freien Stadt – was wir 
von der Welt lernen können und was die Welt 
von uns wissen mag

Wir leben in einer historischen Phase des 
energetischen Umbaus unserer Städte und 
Regionen. Die Zukunft der Stadt wird CO2-
frei2 sein müssen, denn der Peak of Oil ist – 
bei allem erlaubten Streit um den exakten 
Zeitpunkt – erreicht, die Zeit reichhaltigen 
Öls zu niedrigen Preisen Vergangenheit. In 
Zukunft wird es weniger Öl geben, und die-
ses wird teurer sein (Schindler/Zittel 2006; 
Held/Schindler/Würdemann 2009; Held/
Würdemann 2006). Aber auch die natürli-
che Umwelt wird den weiteren Eintrag von 
CO2 und anderen Treibhausgasen in die 
Atmosphäre nur noch begrenzt verkraften. 
Andernfalls drohen zumindest in einigen 
Regionen der Welt teilweise dramatische 
Folgen (vgl. z.B. IPCC 2012), zum Beispiel 
zunehmende Extremwetterereignisse in 
Form von Hitze oder Starkregen oder ein 
Anstieg des Meeresspiegels.

In vielen Städten, Regionen und Ländern 
der Welt machen sich die Menschen in 
verschiedensten institutionellen Kontex-
ten   – Gesellschaft, Politik, Wirtschaft, Tech-
nologie, Forschung und Ausbildung – Ge-
danken über eine moderne „postfossile“ 
Gesellschaft der Zukunft. Die Ausgangsla-
gen ebenso wie die Ambitionen sind dabei 
von Land zu Land sehr unterschiedlich. Die 
Herausforderung und Problemwahrneh-
mung jedoch ist ähnlich. 

Erreichen lässt sich der energetische Um-
bau der Gesellschaft weder allein durch 
staatliche Verordnung und Implementa-
tion („von oben“) noch durch ausschließ-
lich technologische Erneuerungen, ohne 
Änderungen von Verhalten und Lebenssti-
len. Es kommt vielmehr darauf an, dass die 
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einzelnen Komponenten – technologische 
Forschung und Innovation, politische In-
frastrukturmaßnahmen und Rahmenset-
zungen, Entscheidungen der wirtschaftli-
chen Akteure, Verhalten des Einzelnen – wie 
Zahnräder ineinandergreifen und gemein-
sam Wirkung entfalten. Dies erfordert inte-
griertes Denken, Kommunikation, Zusam-
menarbeit und Handeln.

Auf dem Weg zur CO2-freien Stadt sind vie-
le technische Lösungen denk- und um-
setzbar. Der Einsatz von Technik birgt aber 
auch immer eine Gefahr von Inkonsisten-
zen und Ambivalenzen: etwa der eingangs 
zitierte Blog-Eintrag zum Wäschetrockner 
im Effizienzhaus oder der weltweite Erfolg 
von Pedelec und E-Bikes, die für CO2-Re-
duktion (Umstieg vom Auto) oder für CO2-
Steigerung (Umstieg vom Fahrrad) stehen 
können. Gefragt sind Lösungen, die auf 
eine intelligente Art Bewährtes und Neues 
miteinander verknüpfen, den richtigen Mix 
zwischen Technikeinsatz und Verhaltensän-
derung herstellen und aus dem jeweiligen 
Orts- und Kulturbezug heraus gemeinsam 
mit den Bürgern und Nutzern entwickelt 
und umgesetzt werden.

In diesem Heft wurde eine Reihe unter-
schiedlichster Ziele, Strategien und Aktio-
nen aus allen Teilen der Welt exemplarisch 
vorgestellt. Dieser Beitrag will zum Ab-
schluss ein Resümee ziehen und darüber 
reflektieren, was von den einzelnen Ansät-
zen gelernt werden kann. Dabei stellt sich 
auch die Frage, was das BBSR mit seinem 
spezifischen Fokus auf Raum- und Stadt-
entwicklungsstrategien zu den Zielen der 
Energieeinsparung, Energieeffizienz und 

12. Januar 2012: Wäschespinne von Frau Merkel (Blog-Eintrag der EH+Familie) 

„Vorbesprechung im Haus [im Effizienzhaus Plus (EH+), Anm. d. Red.]: Im Januar haben wir 
an mehreren Terminen Gelegenheit, das EH+ kennenzulernen. Einer der Techniker, der uns 
schon einmal vorab die Räume zeigt, erzählt, dass Bundeskanzlerin Merkel bei der Einwei-
hung des Hauses am 7. Dezember sich entrüstet hat: Der Strom verbrauchende Wäschetrock-
ner im Hauswirtschaftsraum sei ja wohl einem Energiesparhaus kaum angemessen. „Gibt’s 
hier keine Wäschespinne?“ Selbstverständlich – versichern die dafür Verantwortlichen so-
fort  – werde eine solche noch im Garten installiert werden. So müssen wir tatsächlich auf Ge-
heiß unserer Regierungschefin in den kommenden 15 Monaten nicht auf die gewohnte Frei-
lufttrocknung verzichten. Danke, Frau Merkel.“ 1
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wicklung neuer Städte. Die Herausforde-
rung betrifft aber nicht nur den Neubau. 
Ebenso wie in Deutschland ist es in vielen 
Städten der Welt notwendig, bestehende 
Bau- und Stadtstrukturen energieeffizient 
und zukunftsorientiert auszurichten.

Zwar gibt es derzeit weltweit keine einzige 
bereits funktionstüchtige und klimaverträg-
liche CO2-freie Modellstadt, von der gelernt 
werden könnte. Aber die neuen Stadtent-
wicklungen in den Vereinigten Arabischen 
Emiraten (Masdar City) und der Volksrepu-
blik China (Lingang New City)4 zeigen An-
sätze und Möglichkeiten auf, wie technisch 
ambitionierte Lösungen im Stadtneubau 
umgesetzt werden könnten. Der Erfolg 
(oder Misserfolg) solcher Projekte wird al-
lerdings wohl erst in einigen Jahren erkenn-
bar sein.

In Masdar City werden traditionelle Ele-
mente des arabischen Städtebaus mit zeit-
genössischen Hightech-Lösungen neu 
komponiert. Kernstück ist eine Bildungs- 
und Forschungseinrichtung, die in Koope-
ration mit einer amerikanischen Weltelite-
universität aufgebaut wurde und im Betrieb 
personell von dieser unterstützt wird. Maß-
gebliche Kraft hinter dem Stadt-Projekt ist 
die örtliche politische Klasse, die mit die-
sem Showcase den Beweis antreten möchte, 
dass ein solches zukunftsweisendes Projekt 
gelingen kann und einzelne Bausteine sich 
als Blueprint für den Einsatz in ähnlichen 
klimatischen und kulturellen Rahmenbe-
dingungen eignen.

Für Lingang New City hat man die Idea-
le der tradierten europäischen Stadt nach 
China verpflanzt und das Projekt als Pilo-
ten der Low-Carbon-City-Initiative in Chi-
na durch den World Wide Fund for Nature 
(WWF) labeln lassen. Städtebau, Verkehrs-
planung, Wasserwirtschaft, Landschaftspla-
nung und Energieversorgung ordnen sich 
dem Postulat der „grünen” Stadtentwick-
lung (vgl. Lehmann 2010)5 und im aktuellen 
5-Jahresplan Chinas zur CO2-Reduzierung 
unter.

2 Bilanzräume oder „Wer erzeugt 
CO2?“

Beim internationalen Benchmarking spie-
len die Bezugsgrößen der CO2-Werte eine 
wichtige Rolle. In der Literatur übliche Ver-
gleichsindikatoren beziehen sich auf Staa-

Anwendung möglichst CO2-freier erneuer-
barer Energien in Stadt und Region bereits 
beiträgt bzw. in Zukunft beitragen könnte 
oder sollte.

1 Das eine weltweite Modell der CO2-
freien Stadt gibt es nicht

Die Einrichtung unserer Gesellschaft(en) 
auf weniger Öl und steigende Energieprei-
se und die Entwicklung hin zur CO2-freien 
Stadt sind globale Herausforderungen, de-
nen mit einer Vielzahl unterschiedlicher 
nationaler und lokaler Strategien begegnet 
wird. 

Die weltweite Energieversorgung beruht 
heute zu über 80 % auf umwelt- und klima-
schädlichen fossilen Energieträgern.3 Die 
reichen Länder der Welt haben hieran einen 
überproportional großen Anteil, während 
rund 3 Mrd. Menschen noch immer von 
einer existenziellen Grundversorgung mit 
modernen Energiedienstleistungen ausge-
schlossen sind. Urbane Räume sind derzeit 
für drei Viertel der globalen Endenergie-
nachfrage verantwortlich. Deren Bevölke-
rung wird sich bis 2050 auf 6 Mrd. Menschen 
verdoppeln. Dann werden voraussichtlich 
so viele Menschen in Städten wohnen, wie 
heute insgesamt auf der Erde leben (WBGU 
2011: 3 f.). Als zentrales Element jeder De-
karbonisierungsstrategie müssen die er-
neuerbaren Energien einschließlich der er-
forderlichen Infrastruktur ausgebaut, aber 
auch die Potenziale zur Energieeffizienzstei-
gerung ausgeschöpft werden. Das bedeu-
tet auch, nicht nachhaltige Lebensstile zu 
hinterfragen, insbesondere in den Industrie- 
und Schwellenländern. 

Die Welt wird sich in Zukunft den hohen 
fossilen Energieverbrauch der entwickelten 
Industriestaaten nicht ohne massive soziale 
und klimatische Folgen leisten können. Die 
Industriestaaten müssen ihr Verbrauchs-
niveau senken. Für Räume, die einem dy-
namischen Urbanisierungsprozess (Asien, 
Afrika, Lateinamerika) unterliegen, ist die 
Entkopplung des Wirtschaftswachstums 
vom Verbrauch fossiler Energien – und so-
mit die CO2-freie Stadt – ein zentrales Ent-
wicklungsziel. Gerade in diesen Ländern ist 
die Chance gegeben, mit energieeffizien-
ten Strukturen hohe technische Standards 
anzuwenden, zum Beispiel im millionen-
fachen Wohnungsneubau oder in der Ent-

(1)
www.bmvbs .de/DE/E f f i z i -
enzhausPlus/Famil ie/eff izi-
enzhaus-plus-familie_node.
html?m=201201; Zugriff: 
5.3.2012

(2)
Neben CO2 gibt es wesentlich 
wirksamere auf das Klima wir-
kende Gase, wie Methan oder 
Lachgas. „Um die Emission 
aller Treibhausgase mit einem 
Wert quantifizieren zu können, 
wird die Klimawirksamkeit von 
Gasen wie Methan oder Lach-
gas in die von Kohlendioxid 
umgerechnet. Dieser Wert wird 
als CO2-Äquivalentwert (CO2e) 
bezeichnet. Der CO2e-Ruck-
sack eines Produkts quanti-
fiziert dann in der Summe die 
Treibhauswirksamkeit aller Kli-
magase. Die Äquivalent-Fakto-
ren der Treibhausgase sind von 
der UN international festgelegt. 
Ein Kilogramm freigesetztes 
Methan wird beispielsweise mit 
einem CO2e-Wert von 25 Kilo-
gramm bilanziert. Das heißt: Ein 
Kilogramm in der Atmosphäre 
freigesetztes Methan hat die 
gleiche Klimawirksamkeit wie 
25 Kilogramm CO2.“ www.
verkehrsrundschau.de/co2-ae-
quivalent-997128-vkr_lexikon.
html; vgl. www.co2-handel.de/
lexikon-43.html

(3)
Im Umkehrschluss rechnet uns 
REN21 (Renewable Energy Po-
licy Network for the 21st Cen-
tury) vor, dass 2009 der Anteil 
der erneuerbaren Energien am 
globalen Energieverbrauch 16 
% betrug, von denen 10 % der 
klassischen Biomassenutzung 
zuzuschreiben sind, 3,4 % der 
Nutzung von Windkraft, 1,5 % 
kombinierter Biomasse-Solar-
Geothermie-Anlagen, 0,6 % 
Biokraftstoffen und 0,7 % kom-
binierter Windkraft-Biomasse-
Geothermie-Anlagen; vgl. REN 
21 2011.

(4)
Siehe Beiträge Marshall/Müller 
und Goetze/Hoffmann-Loos i. 
d. H.

(5)
Vgl. Steffen Lehmann: The prin-
ciples of green urbanism: trans-
forming the city for sustainabili-
ty. London 2010
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3 Beitrag von Technik und  
gesetzlichen Mindeststandards zum 
energieeffizienten Stadtumbau

In Deutschland und anderen entwickel-
ten sowie bevölkerungsmäßig nicht mehr 
wachsenden Gesellschaften (Europa, USA, 
Japan) ist die Stadt weitgehend bereits ge-
baut. Außer im relativ geringen und zudem 
meist kleinteiligen Wohnungsneubau findet 
(energetische) Modernisierung hier haupt-
sächlich im Bestand statt. Hierdurch erge-
ben sich zwar Einsparungs- und Effizienz-
steigerungspotenziale, doch die Spielräume 
sind begrenzter als beim Neubau: Der Be-
stand von heute wird zu einem sehr großen 
Teil auch der von morgen sein. Gefordert 
ist eine qualitative energetische Weiterent-
wicklung des Bestands, die den Neubau 
und dessen Potenziale sinnvoll integriert.

Durch vom Staat gesetzte Mindeststandards 
und Energieverordnungen wird die techni-
sche Erneuerung im Bestand und Neubau 

– nicht nur auf nationaler Ebene, sondern 
auch europäisch abgestimmt – forciert.8 So 
konnte in Deutschland durch technische 
Standards der Primärenergieverbrauch in 
Null-Heizenergiehäusern im Wärmebedarf 
in den letzten 30 Jahren von 200 kWh/m2/a 
auf Null reduziert werden (Abb. 2).

Allerdings geht Effizienzsteigerung mit 
steigenden Grenzkosten einher. Für den 
Bau und Betrieb von Effizienz- und Plus-

ten, Einwohner oder Wirtschaftsoutput 
(BIP). Alle Größen haben ihre Berechtigung, 
alle ihre interpretativen Tücken.

Staaten sind die relevanten Akteure in in-
ternationalen Verhandlungen und Verein-
barungen und bilden damit in diesem Kon-
text den entscheidenden Bilanzraum.

CO2-Ausstoß wird aber nicht durch Staa-
ten, sondern durch Menschen und Wirt-
schaftssubjekte erzeugt. Mehr Menschen 
und mehr wirtschaftlicher Output erzeugen, 
ceteris paribus, mehr CO2. Aber reichere 
Staaten erzeugen tendenziell weniger CO2 
pro BIP-Einheit.6 Ärmere Staaten erzeu-
gen mehr CO2 durch Bevölkerungswachs-
tum, während Bevölkerungsrückgang nicht 
zwangsläufig CO2-Reduktion in gleichem 
Ausmaß bedeutet: Mit der Zunahme kleine-
rer Haushaltsgrößen steigen die Wohnflä-
che und damit auch der Energieverbrauch 
pro Kopf. Das Gleiche gilt für wirtschaftli-
che Rückgänge (z.B. in den mittel- und ost-
europäischen Staaten nach 1989): Rückläu-
fige Wirtschaftsentwicklung kann sich nicht 
proportional in entsprechender CO2-Re-
duktion niederschlagen, da die Menschen 
auch bei schlechter Wirtschaftslage leben, 
essen, heizen müssen. 

Man kann sogar noch einen Schritt weiter-
gehen in der Argumentation: Wenn durch 
Verlagerung von Betrieben Produktionsor-
te ins Ausland verlagert, die Konsumgüter 
dann aber von dort importiert werden, ist 
es dann fair, den Produktionsstandort mit 
den CO2-Werten zu belasten, oder müsste 
nicht der Importstaat diese in seine Bilanz 
aufnehmen?7

All dies sind keine puren statistischen Spie-
lereien. Methoden und Indikatoren bestim-
men vielmehr internationale Verhandlungen 
und blockieren Beschlüsse und Abkommen, 
weil man sich nicht auf Methoden, Mess-
werte und Bilanzräume der CO2-Zuschrei-
bungen einigen kann. Eine neutrale, „wahre” 
wissenschaftliche Lösung gibt es hier nicht, 
wohl aber wissenschaftlich fundierte Diskur-
se, die fortentwickelt und in die politische 
Diskussion eingebracht werden müssen. Die 
Diskussionen zur Bilanzierung erstrecken 
sich über alle räumlichen und städtischen 
Ebenen bis zur Quartiersebene (BMVBS 
2012c). Gerade deshalb ist eine Auseinan-
dersetzung über die verschiedenen räum-
lichen Ebenen und vor allem von Gesamt-
stadt und Quartieren notwendig.

Abbildung 1
Entwicklung BIP, Primärenergieverbrauch und gesamtwirtschaftliche  
Energieproduktivität in Deutschland

Quelle: Gesamtverband Steinkohle e.V. 
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(6)
Die Energieproduktivität ist ein 
Maß dafür, wie viel Euro wirt-
schaftlicher Leistung pro ein-
gesetzter Einheit Primärenergie 
(also Kohle, Öl oder Gas) er-
zeugt werden. Höhere Ener-
gieproduktivität durch intelli-
gentere und damit effizientere 
Nutzung von Energie bedeu-
tet weniger Energieverbrauch 
und weniger CO2-Ausstoß. 
Vgl Methodik der Indikatoren-
Bildung auf www.umweltbun-
desamt-daten-zur-umwelt.de/
umweltdaten/public/theme.
do?nodeIdent=2847; Zugriff: 
12.04.2012

(7)
Vgl. Beitrag Hegger/Hartwig 
i. d. H; ausführlicher Davis/
Caldeira 2010

(8)
In Deutschland ist die Energie-
einsparverordnung (EnEV) ein 
solches Instrument. Die EnEV 
ist für den Gebäudebereich 
seit vielen Jahren in Deutsch-
land ein wichtiger Baustein 
der Energieeinsparpolitik. Sie 
setzt energetische Standards 
im Neubau und im Rahmen von 
Sanierungsmaßnahmen auch 
bei bestehenden Gebäuden. 
Diese Standards können unter 
Berücksichtung sich wandeln-
der ökonomischer Randbedin-
gungen dem jeweiligen Stand 
der Technik angeglichen und 
somit erhöht werden. Über 
dieses Instrument konnte die 
Energieeffizienz der Gebäude 
seit Einführung der EnEV stetig 
verbessert; vgl. auch BMVBS 
2009, 2012d. 
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und Elektro-Mobil) auf ihre Nachhaltig-
keit, Alltagstauglichkeit und Marktfähigkeit 
erforscht und Vorschläge für ein Energie-
management bis hin zur Elektromobilität 
entwickelt. Zur Untersuchung steht dabei 
auch die Frage, was einem normalen Nut-
zer an Technik zuzumuten ist. Die Gefahr 
besteht, dass die Gebäudetechnik einerseits 
das Haus dominiert (Größenverhältnis der 
Energietechnik zur Gebäudefläche) und an-
dererseits den Nutzer aufgrund seiner Kom-
plexität und mangelnden Anwenderfreund-
lichkeit überfordert. Grundsätzlich müsste 
ein hoch effizientes Gebäude auf aufwendi-
ge Techniklösungen verzichten können.

Das „Effizienzhaus Plus mit Elektromobili-
tät“ ist aktuell sicher kein massentaugliches 
Modell. Es macht aber Potenziale ebenso 
wie Probleme in solchen „extremen“ An-
wendungen deutlich. Derartige Experimen-
te sind für die weitere technische Entwick-
lung wichtig, um die Möglichkeiten des 
Machbaren auszutesten. Wichtig ist es, die 
richtigen Schlüsse aus dem „Labor“ zu zie-
hen. Als Einfamilienhaus ist das Modell im 
urban verdichteten Raum sicher nicht trag-
fähig. Hier sind „Mehrfamilienhäuser Plus” 
gefragt, die im Bestand die umliegenden 
Bestandsgebäude mit Energie mitversorgen 
können. Auf Konversionsflächen zum Bei-

energiehäusern gilt somit, dass für jede 
zusätzlich eingesparte Kilowattstunde die 
Kosten relativ ansteigen. Dies birgt soziale 
Konflikte. Für den Wohnmietbereich drückt 
sich dies in Deutschland in der Diskussion 
um die sog. zweite Miete aus, im Neubau 
in der Diskussion um die anstehende No-
vellierung der Energieeinsparverordnung 
(EnEV)9 und die damit ggf. verbundenen 
höheren Baukosten.

Neben Förderung und Standardisierung 
zeigt und unterstützt der Staat in Deutsch-
land aber auch in Demonstrativbaumaß-
nahmen das technisch Machbare im 
Haus- und Wohnungsbau. Das derzeit be-
kannteste Beispiel ist das vom BMVBS ge-
förderte Plus-Energie-Haus („Effizienzhaus 
Plus mit Elektromobilität“10), ein Modell-
vorhaben des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS).

Dieses Modellvorhaben soll anschaulich 
beweisen, dass eine vollständige erneuer-
bare Energieversorgung in den zwei zentra-
len Lebensbereichen Wohnen und Mobilität 
schon heute möglich und alltagstauglich 
ist. In Berlin wird aktuell ein derartiges 
Gebäude unter realen Bedingungen mit 
einer vierköpfigen Familie getestet. Dafür 
werden Synergien zwischen neuer Gebäu-
de- und Verkehrsgeneration (Elektro-Haus 

Abbildung 2
Entwicklung des energiesparenden Bauens

Quelle: Fraunhofer IBP

Entwicklungsverlauf des Primärenergiebedarfs von Doppelhäusern in den letzten 30 Jahren. Die untere 
Kurve zeigt exemplarische Forschungsvorhaben, die zur Markteinführung verbesserter Energieniveaus 
initiiert wurden, während die obere die gesetzlichen Mindestanforderungen dokumentiert. Die innovative 
Baupraxis bewegt sich zwischen diesen beiden Niveaus. Es ist zu erkennen, dass zwischen Pilotan-
wendung und der gesetzlichen Festschreibung von verschiedenen Niveaus eine Markteinführungsphase 
von 10 bis 15 Jahren üblich ist.
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(9)
Für das Jahr 2012 ist die 
nächste Novelle der Energie-
einsparverordnung, die EnEV 
2012, vorgesehen. Grundlage 
dieser Novelle sind neben na-
tionalen Klimaschutzbemühun-
gen europarechtliche Vorga-
ben, die auf Basis der aktuellen 
europäischen Gesamtenergie-
effizienz-Richtlinie von den Mit-
gliedstaaten umgesetzt werden 
müssen.

(10)
www.bmvbs.de/DE/Effizienz-
hausPlus/effizienzhaus-plus_
node.html
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satz der CO2-freien Stadtentwicklung über-
zeugend vertreten und täglich leben. Vor-
aussetzung hierfür waren und sind nicht 
nur das örtliche Potenzial gesellschaftlicher 
Innovation, sondern auch Zielvorgaben 
und Weichenstellungen der örtlichen Poli-
tik und Verwaltung. Die Stadt wird im Sinne 
einer Stadt der Stadtteile und kurzen Wege 
mittels Erhöhung der Energieeffizienz im 
Bestand und Neubau, des Ausbaus regene-
rativer Energieerzeugung und der Opitimie-
rung des Nahverkehrssystems konsequent 
klimagerecht umgebaut.

4 Moderne Technik und Verhaltens-
änderung: gegenseitige Ergänzung 
oder gegenseitige Behinderung?

So oder so: Der energetische Umbau der 
Gesellschaft setzt die aktive Beteiligung 
des Einzelnen voraus und kann ohne diese 
nicht gelingen. Selbst technische Lösungen 
sind auf die Akzeptanz und Adaption durch 
den Bürger angewiesen. Letztlich muss sich 
der Hausbesitzer entscheiden, ob und in 
welchem Umfang er Investitionen für Mo-
dernisierungsmaßnahmen tätigt; der Mie-
ter bewertet, so er denn die Wahl hat, die 
energieeffiziente Wohnung und den spe-
zifischen Mix von Miet- und Nebenkosten 
auf dem Wohnungsmarkt; der Konsument 
entscheidet über den Kauf des 3-Liter- oder 
Elektroautos (oder des E-Bikes oder Fahr-
rads). Die Industrie kann Angebote machen, 
die Politik Vorschriften erlassen oder Anrei-
ze schaffen, aber es ist letztlich der Einzelne, 
der „mitmachen” muss.

Diese Verhaltensabhängigkeit von indivi-
duellem Energieverbrauch und CO2-Erzeu-
gung gilt natürlich in besonderem Maße 
für nicht technikbezogene Entscheidungen: 
Wohnstandortwahl und Pendelverhalten, 
Freizeitmobilität und Urlaube, Konsumver-
halten und Lebensstile. Grundsätzlich kön-
nen Energieverbrauch und CO2-Emission 
allein durch Verhaltensänderungen gesenkt 
werden. Und überdies können Technik und 
Verhalten in einem „gefährlichen“ Span-
nungsverhältnis stehen: Technische Inno-
vation kann soziale Innovation behindern 
und Verhaltensänderungen unwahrschein-
licher machen, indem durch technische 
Problemlösungen der Druck auf den Einzel-
nen reduziert wird, sein Verhalten ändern 
zu müssen. 

spiel würde möglicherweise eine Vielzahl 
von Effizienzhäusern (ein Effizienzhaus-
Plus-Quartier) dafür sorgen können, eine 
weitere  Umgebung mit erneuerbaren Ener-
gien mit zu versorgen. Auch die Verbindung 
von innerstädtischem Wohnen und Elektro-
auto ist sicherlich – jenseits des Experi-
ments – fraglich. Gerade der Standort des 
aktuellen Modellvorhabens im Zentrum 
Berlins eröffnet „bessere”, planerisch wie 
politisch gewünschte Mobilitätskonzepte 
mit einem Mix aus kurzen Wegen (zu Fuß) 
und umweltfreundlichem Modal Split (Rad, 
ÖPNV, Leihwagen).

Im vorliegenden Heft zeigen die Beiträge 
von Berghausen et al., Hutter von Knorring/
Illigmann und Haag/Köhler exemplarisch, 
wie die Städte Hamburg, München und 
Freiburg im Breisgau integrierte Konzepte 
entwickelt und technische, finanzielle, re-
gulatorische und partizipative Elemente 
zusammengebracht haben, um den Weg zur 
CO2-freien Stadt zu ebnen.

In Hamburg sichert man das gesamtstädti-
sche Streben nach CO2-Reduzierung durch 
strukturgebende Konzepte (wie den in 
Erarbeitung befindlichen Masterplan Kli-
maschutz) und planungsrechtliche Maß-
nahmen. So werden in den dortigen Be-
bauungsplänen textliche Festsetzungen 
auf der Grundlage des Hamburgischen 
Klimaschutzgesetzes getroffen. Die Festset-
zungen haben zum Ziel, die Beheizung von 
Gebäuden und die Versorgung mit Warm-
wasser ressourcenschonend und energe-
tisch zu optimieren.

München ist ein weiteres Beispiel für den 
integrierten Ansatz der klimagerechten 
Stadtentwicklung unter Vorgabe von ge-
setzlichen Mindeststandards, der durch in-
tegrierte, vom Stadtrat beschlossene Hand-
lungsprogramme umgesetzt wird. Flankiert 
und im Sinne lebenslangen Lernens lang-
fristig im bürgerschaftlichen Wissensbe-
stand gesichert werden diese kommunalen 
Vorgaben durch entsprechende Bildungs-
programme, u.a. in Kindergärten, Schulen, 
Universitäten, Kommunalverwaltungen, 
Volkshochschulen, Einrichtungen der Ge-
werkschaften und Kirchen.

Wieso hat es Freiburg im Breisgau zu der 
von der britischen Academy of Urbanism 
verliehenen Auszeichnung „European City 
of the Year 2010“ geschafft? Weil die Stadt 
und ihre Bürger ihren ganzheitlichen An-
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ist Teil der Realität. Manchmal ist die Bevöl-
kerung (bzw. sind Teile der Bevölkerung) im 
Bewusstsein und der Bereitschaft zur Ver-
haltensänderung weiter als Planer und Po-
litiker. Manchmal (bzw. bei anderen Teilen 
der Bevölkerung) mag es umgekehrt sein. 
Auch wird „Lebensqualität“ unterschiedlich 
wahrgenommen. Ressourcenschonendes 
Verhalten kann mit hoher subjektiver Le-
bensqualität kompatibel sein.

Wichtig sind die Kommunikation, die Betei-
ligung, das aktive Mitmachen, das gegen-
seitige „Mitnehmen”. Durch neue Beteili-
gungsformen könnte der „fortschrittliche“ 
Teil der Bevölkerung besser zum Umbau 
beitragen. Aufgabe von Politik und Planung 
ist es somit auch, Verhaltensänderungen 
der Bevölkerung zu erleichtern und zu er-
möglichen und die darin liegenden Poten-
ziale zur CO2-Reduktion zu aktivieren.

Eine Verhaltensänderung ist nicht nur von 
Stadtbewohnern als Nutzern ihres Raums 
gefragt, sondern auch von Architekten und 
Planern. Diese müssen die Wünsche und 
Bedürfnisse der späteren Nutzer besser in 
ihre Planungen einbeziehen. Planungspro-
zesse in Deutschland beinhalten formale 
Schritte der Beteiligung und Partizipation, 
lassen den Bürger oder Nutzer aber selten 
als einen Experten zu Wort kommen, des-
sen spezifisches Wissen nützlich für die 

„Außerdem weiß jeder, dass er mit seinem 
privaten Klimaschutz empfindliche Ver-
zichte erleidet – und damit am Klimawan-
del trotzdem als Einzelner wenig ändert. 
Zudem ist die Wahl eines wirklich ‚anderen’ 
Lebensstils nicht nur durch unsere kulturel-
le, sondern auch durch unsere technisch-
ökonomische ‚Pfadabhängigkeit’ erschwert: 
Die gewachsene westliche Lebens- und Ar-
beitsweise macht es für mich als Einzelnen 
wesentlich leichter, im gängigen Zivilisa-
tionsmodell zu verbleiben, als aus diesem 
auszubrechen“ (Ekardt 2012).

Das Resultat: Jeder glaubt weiter „auf gro-
ßem Fuße” leben zu können, weil er hoffen 
darf, dass sein (un)ökologischer Fußab-
druck durch neue Technik statt durch Ver-
haltensänderung geschrumpft wird.

5 Politik und Zivilgesellschaft: Partizi-
pation und Beteiligung an Planung

Die energetische Modernisierung unserer 
Gesellschaft kann nur gelingen, wenn Po-
litik und Planung, Bürger und Zivilgesell-
schaft gemeinsam an einem Strang ziehen. 
Dabei darf gestritten werden. Auch mag es 
unterschiedlich sein, wer jeweils – mögli-
cherweise wechselnd – die Avantgarde des 
Modernisierungsprozesses bildet: zivilge-
sellschaftliche Akteure oder Planer. Beides 

Abbildung 3
Die drei Intensitätsstufen der Partizipation

Quelle: Bruns 2011, geändert nach Arbter 2008

(11)
„Dem Vorschlag von mehr 
Mitwirkungsmöglichkeiten für 
einfache Bürger wird oft ent-
gegengehalten, diese seien 
schlecht informiert, ließen sich 
leicht manipulieren und wür-
den in zugespitzten Situationen 
auch massive Grundrechtsver-
letzungen mehrheitlich befür-
worten. (...) In der Praxis ist (…) 
zweierlei verlangt: Zum einen 
eine sozialstatistisch repräsen-
tative Auswahl dieser Bürger 
(…) und zum anderen eine Be-
schaffenheit von deliberativen 
Prozessen, die tatsächlich zu 
Informations- und Reflexions-
gewinnen führt“ (WBGU 2011: 
225).
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ve Folgen, zumindest für einige direkt von 
Standorten und Trassen betroffene Einwoh-
ner. Frühzeitige Partizipation kann dazu 
beitragen, eine zumindest passive Akzep-
tanz zu schaffen (Abb. 5).

„Die Transformation zur klimaverträglichen 
Gesellschaft setzt (...) neben mehr ökologi-
scher Gesamtverantwortung für jede Ein-
zelne und jeden Einzelnen auch eine neue 
Kultur der Teilhabe voraus“ (WBGU 2011: 
217 f.). Dafür sind „vorpolitische Räume“ 
unabdingbar, in denen sich „Standpunkte 
herausbilden und weiterentwickeln kön-
nen, die zur Herausbildung eines Konsens 

Planung sein kann.11 Eine einfache Einbe-
ziehung im Sinne von Information oder 
Konsultation reicht aber nicht aus, son-
dern ist zu einer echten Kooperation fort-
zuentwickeln (siehe Abb. 3). „Der Engpass 
ist nicht die Informationsverarbeitung. (…) 
Der Engpass ist vielmehr die Konsensfin-
dung, weil mit wachsender Heterogenität 
der Betroffenen die Interessengegensätze 
zunehmen (...)“ (Fürst/Scholles 2008: 42).

Bürgerbeteiligung und Bürgerinitiative 
schützen freilich nicht vor kritischer Be-
trachtung. So bezeichnete Markus Felden-
kirchen (2011) das „alternative Dorado“ 
Tübingen-Vauban als „grüne Hölle“, in 
der man gern unter sich bleibe, das gesell-
schaftliche Engagement sich auf den Kauf 
einer Flasche K21-Bioapfelsaft („21 Cent an 
den Widerstand“ – Stuttgart-21) beschrän-
ke und die ursprüngliche Vision von einem 
sozialen Leben längst in Vergessenheit gera-
ten sei – gediegener Luxus zwischen neuem 
Design und Biedermeier.

Architekten und Planer ebenso wie Akteu-
re der Wirtschaft oder Politik verstehen 
sich selbst oft nur selbst als Experten und 
vernachlässigen die Einbeziehung der Be-
troffenen als Wissensquelle sowie Koopera-
tionspartner. Dies ist nicht nur für die Ak-
zeptanz von Vorhaben nachteilig, sondern 
auch für deren Qualität. Gerade Betroffene 
verfügen oft über eine starkes lokales bzw. 
regionales Expertenwissen. Eine geringe 
Einbindung und daraus folgende Informa-
tionsdefizite können zu Akzeptanzschwie-
rigkeiten und höheren Kosten in der Reali-
sierungsphase von Maßnahmen beitragen.

Ein Problem bei der Bürgerbeteiligung ist, 
dass die Aufmerksamkeit für Vorhaben in 
unterschiedlichen Planungs- und Realisie-
rungsphasen unterschiedlich groß ist. Für 
die Planung besitzt die Phase der Projekt-
initialisierung, des Entwurfs und der ers-
ten Realisierungsschritte große Bedeutung. 
Für Betroffene von Bauvorhaben wird ein 
Vorhaben oft erst mit dem Anrücken der 
ersten Bagger evident. Die Akzeptanz von 
Vorhaben ist dann häufig gefährdet. Da-
her ist die frühe Einbeziehung aller rele-
vanten Akteure und Betroffenen zwingend 
notwendig. Dies mag zu Anfang die Kos-
ten erhöhen, kann aber später und in der 
Gesamtbetrachtung die Kosten aufgrund 
der robusteren Planung und höheren Ak-
zeptanz ausgleichen oder reduzieren. Viele 
Infrastrukturprojekte haben auch negati-

Abbildung 5
Dimensionen von Akzeptanz

© Zoellener/Rau 2010/Quelle: Elke Bruns, TU Berlin 2011
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Abbildung 4
Wissensgenerierung im Gegenstromprinzip

Quelle: eigene Darstellung
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len Variante gewichen“ (Harry Rußbült, Bür-
germeister der Stadt Gräfenhainichen).

Welche gesellschaftlichen Kräfte mobilisiert 
werden können, zeigt der Ansatz zur CO2-
Reduzierung von Kopenhagen auf, der kon-
sequent im Kontext der Öresund-Region 
und somit in Kooperation mit Malmö auf 
schwedischer Seite gedacht und umgesetzt 
wird.13 So wird die energetische Sanierung 
von (zunächst) größeren Einzelgebäuden 
wie der Factory for Arts and Design basie-
rend auf den Ergebnissen von Workshops 
mit allen Bürgern in Angriff genommen, die 
sich beteiligen wollen. Der Copenhagen 
Clean-Tech Cluster hingegen ist ein regio-
nales Beispiel, das Akteuren der Green Eco-
nomy einen regionalen Verbund von Un-
ternehmen, Universitäten und Verwaltung 
ermöglicht. Dadurch können diese sich in 
ihrem Beitrag zur CO2-Reduzierung moti-
viert fühlen.

Die Beispiele US-amerikanischer Städte wie 
Chicago und Los Angeles zeigen, dass Ver-
haltensänderung möglich ist, wenn Bürger 
mitgenommen und somit zu Trägern des 
energieeffizienten Stadtumbaus werden.14  
Soziale Missstände sind oftmals der Auslö-
ser für solche Umbaumaßnahmen. Elemen-
te des Community Building ebenso wie prä-
gnant formulierte Leitfäden tragen dazu bei, 
den einzelnen Bürgern dort abzuholen, wo 
er lebt und arbeitet, und ihm den Einstieg 
in eine kohlenstoffarme Lebensform zu er-
leichtern.

6 Zusammenarbeit zwischen Stadt 
und Wirtschaft

Wie viel Potenzial allein durch das Zusam-
menbringen von Akteuren zu heben ist, 
zeigte sich im Pilotvorhaben der Nationa-
len Stadtentwicklungspolitik „Zero-Emis-
sion-Park“ im Industriegebiet Kruppwald 
& Knippenburg in Bottrop. Allein über Fir-
menfrühstücke konnten relevante Akteure 
der ansässigen Firmen zusammengebracht 
werden und sich über mögliche gemein-
same Effizienzmaßnahmen austauschen. 
Oft waren die Möglichkeiten, Restwärme 
o.ä. von anderen Firmen zu nutzen, nicht 
bekannt, da man sich bis dahin zu diesem 
Themenfeld nicht ausgetauscht hatte. Im 
Industriegebiet Kruppwald & Knippen-
burg sind eine 11 %-ige Kosteneinsparung 
für Strom und Wärme sowie eine 20 %-ige 

führen“ (ebd.: 218). Denn „es zeigt sich 
ein wachsendes Repräsentationsdefizit 
politischer Systeme, die nicht in der Lage 
sind, umwelt- und klimapolitisch moti-
vierte Ansprüche und Erwartungen wach-
sender Wählerschichten zu erkennen, zu 
bündeln und programmatisch umzuset-
zen. Gleichzeitig steigt die Bereitschaft der 
Bevölkerung, ‚von unten’ und vornehm-
lich außerparlamentarisch tätig zu werden. 
Stimmungslagen zugunsten einer nachhal-
tigen Umwelt- und Klimapolitik (...) bleiben 
daher häufig im ‚vorpolitischen’ Raum. Was 
fehlt ist demnach die adäquate Bündelung 
und Vertretung auf der parlamentarischen 
Ebene und weitere Möglichkeiten, das En-
gagement der Bürgerinnen und Bürger pro-
duktiv einzubringen“ (ebd.: 203).

Ein interessantes und erfolgreiches Beispiel 
der Partizipation in Planungsprozessen 
zeigt die Stadt Gräfenhainichen. Im Rah-
men des ExWoSt-Forschungsfeldes „Ener-
getische Stadterneuerung“ beteiligte sich 
die Stadt mit dem Modellvorhaben „Fort-
schreibung des Stadtentwicklungskonzep-
tes unter dem Leitbild ‚Stadt mit neuer 
Energie’“. 12 Dies heißt für Gräfenhainichen: 
Stadtumbau als Umbau der Energiewirt-
schaft und der Bausubstanz auf Basis er-
neuerbarer Energien und regionaler Wirt-
schaftskreisläufe durch breite Mitwirkung 
der Bürgerschaft, der Unternehmen und 
Verwaltungen.

Das Stadtentwicklungskonzept „Energeti-
sche Stadterneuerung 2020+“ wurde von 
den Stadtverordneten am 20. Dezember 
2010 beschlossen. Eine Maßnahmen- und 
Prioritätenliste zeigt wichtige Handlungs-
felder und Potenziale auf. Als Teilerfolg 
konnten ein Infopunkt Energie und eine 
öffentlich zugängliche Informationsstelle 
eröffnet werden. Hier können sich die Bür-
ger zu energetischen Themen informieren. 
Die Stadt hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2035 
rechnerisch die Energieautarkie zu errei-
chen.

„Mit der Beteiligung am Forschungsprojekt 
war es uns möglich, die Prognosen 2001 
und 2005 zu überprüfen, geplante Projek-
te zu präzisieren und neue Denkansätze 
zu formulieren. Um den aktuellen Bedin-
gungen Rechnung zu tragen, wurden neue  
Ideen in das Konzept aufgenommen und 
bisherige Überlegungen geändert. Als Bei-
spiel hierfür ist der bisherige Denkansatz der 
zentralen Wärmeversorgung einer dezentra-

(12)
Vgl. dazu www.bbsr.bund.de/
cln_032/nn_21888/BBSR/DE/
FP/ExWoSt/Forschungsfelder/
EnergetischeStadterneuerung/
Modellvorhaben/Modell__Grae-
fenhainichen.html

(13)
Siehe Beitrag Leonardsen i. d. H.

(14)
Siehe Beitrag Kegler i. d. H.
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Planerische, technische und ökonomische 
Aspekte der Stadtentwicklung müssen mul-
tidimensional berücksichtigt und Städte 
und Gemeinden über integrierte Ansätze 
in die Lage versetzt werden, die notwendi-
gen Prozesse zu initiieren, zu begleiten und 
mit kommunalen Planungen zusammenzu-
führen. Denn die Maßnahmen hin zur CO2-
freien Stadt sind mit hohen Investitionen 
und Kosten verbunden, deren Folgen und 
soziale Auswirkungen mitberücksichtigt 
werden müssen (BMVBS 2011d: 16). 

Bei der Erarbeitung strategischer Überle-
gungen zur energetischen Stadterneuerung 
müssen – über das einzelne Gebäude hin-
aus – die Gesamtentwicklung der Stadt und 
die Detailentwicklungen in Stadtquartieren 
Berücksichtigung finden. Durch ausschließ-
lich kleinteilige Betrachtungen ohne einen 
Gesamtzusammenhang entsteht die Gefahr 
strategischer Fehleinschätzungen (BMVBS 
2012: 31). Erforderlich ist ein Systemdenken, 
dass die Ebenen vom Gebäude bis zur Ge-
samtstadt einschließt. Maßnahmen am Ge-
bäude sind nur sinnvoll, wenn diese nicht 
zeitgleich an anderer Stelle im zentralen 
Energieversorgungssystem zu Effizienzver-
lusten führen (BMVBS 2012a, 2011d).

Emissionsreduktion möglich und wirt-
schaftlich sinnvoll. Ohne die Vernetzung 

der im Industriegebiet ansässigen Firmen, 
der Energieversorger usw. hätten diese Po-
tenziale nicht ermittelt werden können.

In Lyon sind die Stadtväter und -mütter eine 
Kooperation mit Toshiba eingegangen, um 
die CO2-arme Erneuerung des Stadtviertels 
Confluence unter Nutzung neuester Smart-
Grid-Technologien meistern zu können.16 
Von zentraler Bedeutung für Toshiba war 
dabei nicht nur die Gelegenheit, ihre unter-
nehmerischen Erfindungen vor Ort unter 
Alltagsbedingungen anzuwenden, Prestige 
zählte auch dazu. Das Unternehmen hat 
sich zu seinem Engagement erst nach der 
Auszeichnung des Viertels als Éco-Quartier 
durch das französische Umweltministerium 
und der Aufnahme in das One-Planet-Li-
ving-Programm des WWF verpflichtet.

7 Integrierte Ansätze der Stadt- und 
Regionalplanung: vom Einzelge-
bäude zum Quartier, zur Gesamt-
stadt, zur Region

Das Thema Energie und Klimaschutz in 
Städten und Gemeinden betrifft bauliche 
Strukturen vom Gebäude über das Quartier 
bis zur Gesamtstadt. Die einzelnen Ebenen 
Gebäude, Quartier, Gesamtstadt integriert 
in ihrem gesamtstädtischen CO2-Minde-
rungspotenzial zu erfassen und zu entwi-
ckeln, stellt eine komplexe Aufgabe dar. 

Abbildung 6
Räumliche Ebenen der energetischen Stadterneuerung

Quelle: BMVBS 2012a 

„Zero Emission Parks können nur dann ent-
stehen, wenn alle Akteure von der Idee über-
zeugt sind und sich gemeinschaftlich für die 
Neuausrichtung ihres Standortes einsetzen. 
In den drei Projektgebieten haben sich die 
Unternehmen zu Interessengemeinschaf-
ten zusammengeschlossen und damit die 
Grundlage für eine stärkere Vernetzung ge-
legt. Darüber hinaus wird aber auch eine 
zentrale Institution benötigt, die den Prozess 
steuert, Kooperationen anstößt, Wissen ver-
mittelt und als Ansprechpartner zur Verfügung 
steht. Gemeinsam mit den lokalen Akteuren 
wurden mustergültige Veränderungsprozes-
se auf den Weg gebracht und die Leitidee 
‚Zero Emission’ dem jeweiligen Pilotstandort 
entsprechend angepasst. Ergebnis sind in-
dividuelle Strategien und Handlungsansätze, 
welche die Nebenwirkungen reduzieren, die 
bei der Erbringung von Dienstleistungen oder 
der Produktion und dem Handel von Waren 
entstehen.“15

(15)
w w w. n a t i o n a l e - s t a d t e n t -
wicklungspolitik.de/cln_032/
nn_457408/Content/Projekte/
ZeroEmissionPark/zero__emis-
sion__park.html

(16)
Siehe Beitrag Marshall i. d. H.
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einfügen und mit weiteren Maßnahmen 
auf der städtischen Ebene abstimmen. Ver-
schiedene Maßnahmenkombinationen 
können über ein gut abgestimmtes Vor-
gehen Synergien erzeugen, Investitions-
hemmnisse abbauen und Konflikte reduzie-
ren.

In Deutschland ist die Ebene des Quartiers, 
auf der die unterschiedlichen Akteure ge-
meinsam integrierte Strategien entwickeln, 
in der Städtebauförderung bereits seit lan-
gem eingeführt und bewährt. Dies bietet 
das Potenzial zur Erweiterung auf die The-
men Klimaschutz und Energie. 

Vor allem Ensemble- oder Quartierssanie-
rungen mit nur einem oder wenigen Eigen-
tümern und einer relativ homogenen Be-
bauung (wie bspw. Großwohnsiedlungen) 
bilden nach bisherigen Erfahrungen ein 
relativ gut zu erschließendes energetisches 
Potenzial zur CO2-Minderung, insbesonde-
re wegen der relativ wenigen beteiligten Ak-
teure und Skaleneffekten bei der technisch 
meist einheitlichen Sanierung. Quartiere 
mit einer sehr differenzierten Eigentümer-, 
Nutzer-, Nutzungs-, Bebauungs- und Mobi-
litätsstruktur stellen dagegen aufgrund der 
Vielfalt – auch an Lebenslagen, Investitions-
möglichkeiten oder Qualitätsansprüchen – 
eine komplexe und anspruchsvolle Heraus-
forderung dar. Wirkungsvolle Erfolge, die 
sich nicht nur auf Maßnahmen an einem 

Quartier

Das Gebäude bildet die kleinste aus dem 
öffentlichen Raum heraus abgrenzbare Be-
zugsebene für energetische Stadtentwick-
lungsmaßnahmen. Durch eine Bestands-
aufnahme auf Gebäudeebene können 
die Gegebenheiten detailliert erfasst und 
Aussagen zur technischen oder baulichen 
Ertüchtigung der Gebäudehülle und der 
technischen Anlagen getroffen werden. Für 
eine konzeptionelle Planung im städtischen 
Kontext, die der Umsetzung kommunaler 
Klimaschutzleitbilder oder -ziele dient, ist 
eine Beschränkung auf die Gebäudeebene 
jedoch nicht zielführend. Übergeordnete 
Zusammenhänge gehen aus der Analyse 
eines Gebäudes nicht hervor, Rückschlüsse 
auf Wechselwirkungen z.B. zwischen bauli-
chen und technischen Einsparmaßnahmen 
verschiedener Stadtbereiche werden nicht 
erkennbar (BMVBS 2012a: 27).

Über eine quartiersweise energetische wie 
CO2-Emissionsbetrachtung lassen sich 
mehr Potenziale erschließen als über die 
alleinigen Maßnahmen der energetischen 
Gebäudesanierung. Für die energetische 
Sanierung des Gebäudebestandes, die Ab-
stimmung mit der Energieversorgung und 
die Verbesserung der Mobilität stellt das 
Quartier eine geeignete Ebene dar. Hier ent-
wickelte Konzepte und Maßnahmen lassen 
sich in gesamtstädtische Energie konzepte 

Abbildung 7
Ansatz zur Quantifizierung von unterschiedlichen Energieeinspar- und CO2-Minderungspotenziale 
in den Bereichen Gebäude und Verkehr

Quelle: BMVBS 2012c 
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Gesamtstadt

Für die Entwicklung der CO2-freien Stadt 
müssen über die Ebene des Quartiers hin-
aus auch gesamtstädtische Zusammen-
hänge Berücksichtigung finden. Die ge-
samtstädtische Ebene ist für die Analyse 
quartiersübergreifender Zusammenhänge 
sowie für strategische Überlegungen und 
Zielstellungen erforderlich. Auf dieser Ebe-
ne können Entwicklungen mittel- und 
langfristig strukturiert und räumliche Ent-
wicklungsschwerpunkte und Maßnah-
menbündel gesetzt werden. Denn die mit 
dem Ziel einer CO2-freien Stadt verbunde-
nen teils technischen Maßnahmen wie u.a. 
die vermehrte Nutzung von erneuerbaren 
Energien wird nicht ohne eine Veränderung 
der städtebaulichen Gestaltung oder eine 
stärkere Kooperation in der effizienten Nut-
zung von Energie und Infrastruktur bei den 
einzelnen Akteuren (Beispiel gemeinsame 
KWK- oder Wärmespeichernutzung) aus-
kommen.

Die Ebene Gesamtstadt umfasst in räum-
licher Hinsicht die Gesamtheit der sied-
lungsstrukturell zusammenhängenden Be-
bauung einer Stadt. Energetisch gesehen 
ist diese Ebene für eine Zusammenfassung 
der Einzelbilanzen von Prozessen der Be-
reitstellung und Nutzung von Wärme und 
Strom in Gebäuden und Anlagen sowie im 
Bereich Verkehr geeignet. Sie erlaubt die 
Zusammenfassung der Wechselwirkun-
gen zwischen Einzelprozessen und lässt 
Schlussfolgerungen auf den Nutzungsgrad 
der eingesetzten Primärenergie zu. Die-
se Einzelbilanzen sind von einer Vielzahl 
kleinmaßstäblicher technischer oder bau-
licher Faktoren abhängig. Die Zusammen-

Objekt begrenzen, kommen nicht ohne Be-
teiligungsprozesse der entsprechenden Ak-
teure aus. Mit der ExWoSt-Studie „Energie- 
und klimaeffiziente Quartiere” wird speziell 
auf heterogene Quartiere fokussiert (siehe 
Beispiel Marburg).

Unterstützt werden quartiersbezogene 
Ansätze auch durch staatliche Förderpro-
gramme. Zum 1. Februar 2012 hat die KfW 
Bankengruppe das neue Programm „Ener-
getische Stadtsanierung“ aufgelegt.17 Das 
Programm adressiert Ansätze, die über die 
Ebene des einzelnen Gebäudes hinausge-
hen und auf größere Quartiers- und da-
mit in der Regel auch Akteurszusammen-
hänge abstellen. Das Programm fördert 
durch Zuschüsse die Erstellung integrierter 
Quartierskonzepte sowie die Arbeit eines 
sog. Sanierungsmanagers. Diese Konzep-
te sollen, sofern vorhanden, aus integrier-
ten Stadt(teil)entwicklungskonzepten oder 
aus wohnungswirtschaftlichen Konzepten 
bzw. kommunalen Klimaschutzkonzepten 
(Kommunalrichtlinie) der jeweiligen Kom-
mune unter Berücksichtigung der kommu-
nalen energetischen Ziele abgeleitet wer-
den.

Das Stadtquartier kann uneingeschränkt als 
Bezugsebene für die Erstellung von Zielen 
und die Projektion von Maßnahmen ange-
wendet werden, wenn gesamtstädtisch be-
reits vorstrukturierende Aussagen bzw. Ent-
wicklungsprioritäten festgelegt wurden und 
diese einer weiteren Detaillierung bedürfen. 
Weiterhin ist eine quartiersweise Betrach-
tung sinnvoll, wenn quartiersübergreifend 
keine Wechselwirkungen in energetisch re-
levanten Belangen der Stadtentwicklung zu 
erwarten sind (BMVBS 2012a: 32).

Energie- und klimaeffiziente Quartiere: Beispiel Marburg

Ein Beispiel für ein solches heterogenes Quartier, das als Modellvorhaben in die ExWoSt-Studie 
„Energie- und klimaeffiziente Quartiere” aufgenommen wurde, ist die Nordstadt Marburgs. Diese ist 
geprägt durch die Lahn und die vierspurige B 3, die das Gebiet von Nord nach Süd durchqueren, 
und die Bahnlinie Gießen–Kassel sowie eine relativ heterogene Bebauung mit sowohl gewerblichen 
als auch gründerzeitlichen Strukturen. Durch letztere bedingt stehen 40 % der Gebäude im Quartier 
unter Denkmalschutz. Das Modellgebiet zeichnet sich durch eine heterogene Eigentümerstruktur 
aus. Die Gebäude bzw. Grundstücke gehören dem Land Hessen und der Universität sowie der Stadt 
Marburg, der Kirche, der Deutschen Bahn, der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft sowie vielen 
einzelne n Privateigentümern. 

In Marburg soll demonstriert werden, wie mit inhomogenen Bau- und Eigentümerstrukturen, denk-
malgeschützter Bausubstanz und dem Stadtbild in nicht denkmalgeschützten Beständen umzuge-
hen ist. Das Projekt zielt darauf ab, bereits bis 2015 im Gebäudebestand die Hälfte des Primäre-
nergieeinsatzes beim Wärmebedarf und die Hälfte des Strombedarfs zu reduzieren. Allgemein soll 
im Rahmen der Stadtentwicklungsplanung durch ergänzende Neubauten eine belebende Mischung 
von Wohnen, Büros, Einzelhandel, Tagung und Kultur mit einer attraktiven Gestaltung von Freiflächen 
angestrebt werden (vgl. BMVBS 2012c).

(17)
www.kfw.de/kfw/de/Inlands-
foerderung/Programmueber-
sicht/Energetische_Stadtsanie-
rung/index.jsp
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und können zum Erfolg führen, wenn sie 
konsequent umgesetzt werden.

Der Mehrwert des konzeptorientierten An-
satzes liegt in der struktur- und leitbildge-
benden Funktion. Aus der Gesamtschau 
können von Beginn der praktischen Umset-
zung an die richtigen Schwerpunkte in der 
Stadtentwicklung gesetzt und kann damit 
im Einvernehmen mit projektrelevanten 
Akteuren mit einer effizienten Umsetzung 
begonnen werden. Die Herausforderungen, 
die sich mit der Umsetzung von Projekten 
üblicherweise ergeben, werden damit aber 
nicht gelöst. Der Ansatz ist deshalb beson-
ders für Städte geeignet, die bereits über 
Erfahrungen im Umgang mit energetischen 
Maßnahmen/Projekten verfügen. Weiter-
hin ist die Strategie insbesondere für Städte 
empfehlenswert, die aufgrund ihrer Größe 
über zentrale Infrastrukturen zur Energie-
versorgung verfügen, denn hier ist eine Be-
wertung von Maßnahmen aus der Gesamt-
sicht zwingend erforderlich.

Der Mehrwert des projektorientierten An-
satzes liegt im Erkenntnisgewinn und in 
der Erlangung „handwerklichen Geschicks“. 
Gegebenenfalls kann die anschließende 
Analyse der Gesamtstadt oder des Quartiers 
auf wenige (nachfolge)projektrelevante In-
halte fokussiert werden. Projekterfahrun-
gen sind direkt auf andere Maßnahmen 
übertragbar. Darüber hinaus ist die ver-
gleichsweise schnelle reale Messbarkeit von 
Energieeinsparungen wirtschaftlich und 
aus Sicht der Kommunizierbarkeit von Wert 
(BMVBS 2012a: 37 f.).

Mit dem integrierten Stadtentwicklungs-
konzept (INSEK) steht seit einigen Jahren in 
Deutschland ein Planungsansatz bereit, der 
innerhalb der kommunalen Verwaltungen 
(und zum Teil darüber hinaus) das sparten- 
bzw. themenbezogene Vorgehen auflöst 
und stadtentwicklungsrelevante Planun-
gen unterschiedlicher Akteure und Themen 
zu einer strategischen, rahmengebenden 
kommunalen Entwicklungsplanung zu-
sammenführt (siehe Infokasten). Nahezu 
alle Maßnahmen der Stadtentwicklung, die 
durch ein INSEK gesteuert werden, haben 
unmittelbar oder mittelbar Einfluss auf den 
Gesamt-Primärenergiebedarf einer Stadt. 
Notwendig sind ein Abgleich bzw. eine Ab-
wägung und weiterreichend eine Prüfung 
oder sogar Steuerung von Stadtentwick-
lungsmaßnahmen anhand von vorgegebe-
nen Kriterien auf Basis energetischer Ziele. 

fassung erlaubt die Berücksichtigung von 
stadtentwicklungsrelevanten Parametern, 
Wanderungsbewegungen oder sozialen 
Ausdifferenzierungen und der damit ein-
hergehenden Wohnungsnachfrage. Diese 
räumlich inhomogen über das Stadtgebiet 
verlaufenden Entwicklungen beeinflussen 
ebenfalls die energetische Gesamtbilanz. 
Unabhängig von den kleinteiligen Faktoren 
orientieren sich zentrale Infrastrukturnet-
ze wie z.B. das Verkehrsnetz und das da-
mit einhergehende Mobilitätsverhalten an 
Gesamtzusammenhängen innerhalb einer 
Stadt. Für die Abbildung dieser Strukturen 
ist eine Betrachtung auf dieser räumlichen 
Ebene ebenfalls notwendig (BMVBS 2012a: 
31).

Auf der Ebene der Gesamtstadt greifen kon-
zeptorientierte Top-down-Strategien und 
projektorientierte Bottom-up-Ansätze in-
ein ander (Abb. 8). Beide Strategien sind 
gleichermaßen für eine Umsetzung der 
energetischen Stadterneuerung geeignet 

Abbildung 8
Steuerkreis Energetische Stadterneuerung

Quelle: BMVBS 2011d 
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Regionale Energiekonzepte

Kleine Städte und Gemeinden verfügen 
über unterschiedliche Potenziale zur Ener-
gieeinsparung und Nutzung erneuerbarer 
Energie. Die Aktivierung dieser Potenziale 
fällt den meisten Kommunen angesichts 
enger finanzieller und personeller Spiel-
räume nicht leicht. Interkommunale Ko-
operationen bieten hier die Chance, unter-

Jede in einem (Fach-)Konzept angesproche-
ne Maßnahme, hierzu gehören auch nicht 
energetische Maßnahmen, muss sich an 
den energetischen Zielstellungen messen 
lassen (BMVBS 2012a: 27 f.).

Um diese Anforderungen zu unterstützen, 
wurde im ExWoSt-Forschungsfeld „Energe-
tische Stadterneuerung” das INSEKe – das 
energieoptimierte integrierte Stadtentwick-
lungskonzept – für die städtische Ebene er-
arbeitet.

Für die Einbindung der Energetischen 
Stadterneuerung in das INSEK bedarf es zu-
sätzlich zu den bisherigen Inhalten 

(1) einer energetischen Analyse des Gebäu-
debestandes,

(2) der Identifikation von Potenzialen der 
Energieeinsparung, zur Effizienzstei-
gerung und zum Einsatz regenerativer 
Energien,

(3) der Bewertung der energetischen Ge-
samtbilanz dieser Potenziale,

(4) fachkonzeptübergreifender energeti-
scher Zielstellungen bzw. Maßnahmen 
auf kommunaler Ebene und

(5) der Integration eines Kontrollmechanis-
mus, der Aussagen zur Umsetzung der 
Maßnahmen und zur Zielerreichung be-
reitstellt.

Unabhängig davon, ob Städte den Weg 
über eine konzeptionelle Arbeit oder über 
den Aufbau von Praxiserfahrung wählen: 
Ziel der Bemühungen muss es sein, ener-
getische Ziele und Kontrollmechanismen 
fest in das INSEK und darauf aufbauend in 
kommunales Verwaltungshandeln zu im-
plementieren. Dieser Ansatz könnte auch 
für einen Themenschwerpunkt CO2-freie 
Stadt verfolgt werden (BMVBS 2012a: 29).

Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK)

Das INSEK ist ein gesamtstädtisches Planungsinstrument, mit dem Stadtentwicklungsprozesse ge-
steuert und koordiniert werden. Es beinhaltet Analysen der Stadt bzw. Gemeinde, darunter Aussagen 
zur räumlichen Entwicklung, nimmt Bewertungen vor, beschreibt Zielstellungen für alle relevanten 
Stadtentwicklungsbereiche und enthält einen Maßnahmenkatalog, der zur Umsetzung der Ziele füh-
ren soll.

Das INSEK unterscheidet sich im Prozess der Entstehung und Umsetzung sowie in der Ganzheit-
lichkeit der Betrachtung der Stadtentwicklungsthemen von bisherigen Planungen. In der Erarbei-
tung werden alle stadtentwicklungsrelevanten Akteure und Bereiche angesprochen und einbezogen, 
Informationen gesammelt, Planungssynchronität hergestellt, Interessenkonflikte moderiert und auf 
dieser Basis gemeinsame Zielstellungen aller Akteure und der Rahmen für die künftige Entwicklung 
der Stadt formuliert. Eine fachliche Vertiefung erfolgt in den Fachkonzepten, die inhaltlich die gemein-
samen Zielsetzungen berücksichtigen.

Abbildung 9
Schematische Darstellung des Organisationsprinzips INSEKe 

Quelle: BMVBS 2011d
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Regionalentwicklung ein. Dies soll die Zu-
kunftsorientierung und Überzeugungskraft 
des Konzepts stärken.18

Aber auch für große Städte kann die Errei-
chung des Ziel der CO2-Freiheit resp. die 
Annäherung an dieses nicht ohne das Um-
land bzw. den regionalen Kontext angegan-
gen werden. So verfügen Städte nur über ein 
begrenztes Potenzial zur Erzeugung erneu-
erbarer Energien (BMVBS 2009b)19. Dieses 
Potenzial ist zu erschließen und Städte müs-
sen ihren möglichen Beitrag zur Nutzung 
erneuerbarer Energien sowie zur Steigerung 
der Energieeffizienz leisten. Wenig verdich-
tete, ländlich strukturierte Räume verfügen 
dagegen meist über die entsprechenden 
Flächenpotenziale zur Windenergienutzung 
oder zum Biomasseanbau (BMVBS 2010). 
Neue Stadt-Land-Kooperationen sowie eine 
stärkere Abstimmung kommunaler und re-
gionaler Energie- bzw. Klimaschutzkonzepte 
sind zwingend notwendig. 

Kommunen wie private Akteure haben 
über den Faktor regionale Wertschöpfung 
(BMVBS 2011a, 2011e: 25 ff.20) in den letzten 
Jahren das ökonomische Potenzial erneu-
erbarer Energien erkannt. Der Wille zum 
Ausbau erneuerbarer Energien wächst und 
damit auch der Druck auf die Regional-
planung, auch wenn diese grundsätzlich 
nur für raumbedeutsame Vorhaben wie 
u.a. große Windenergieanlagen zuständig 
ist. Aber auch verschiedene regionale Pla-
nungsträger erstellen (informelle) Energie-
konzepte oder entsprechende Konzepte als 
Teilpläne zu ihren Regionalplänen (BMVBS 
2011a). Energetisch optimierte integrierte 
Stadt- und regionale Entwicklungskonzepte 
können zum gesetzten Ziel einer CO2-freien 
Stadt einen substanziellen Beitrag leisten, 
auch wenn die Klimaschutz- und Energie-
konzepte auf der regionalen Ebene einen 
überwiegend informellen Charakter besit-
zen. Das Vorgehen bei der Erstellung von 
kommunalen bzw. regionalen Energiekon-
zepten ist aber ebenso heterogen wie deren 
Zielsetzungen und Inhalte (ebd.: 145 ff.). Es 
ergibt sich ebenso wie auf der kommunalen 
Ebene eine Notwendigkeit der Abstimmung 
von kommunalen und regionalen Konzep-
ten sowie deren angestrebten Maßnahmen-
umsetzungen, um ineffiziente kleinteilige 
Lösungen im Sinne einer Gesamteffizienz 
zu vermeiden. Allein die nicht vorhandene 
Passfähigkeit von räumlich administrativen 
Grenzen mit denen der Energieinfrastruk-

schiedliche räumliche Möglichkeiten und 
Kompetenzen zu bündeln und gemeinsam 
von Anstrengungen zu profitieren (BMVBS 
2011b: 42 f.).

Der Bund unterstützt interkommunale Ko-
operationen im regionalen Kontext u.a. im 
Rahmen der Nationalen Stadtentwicklungs-
politik. So soll zum Beispiel das „Regiona-
le Energiekonzept Spreewalddreieck“ das 
Bindeglied zwischen lokalen, individuel-
len Maßnahmen und einem überörtlichen, 
eher strategischen Ansatz der Kommunen 
Vetschau/Spreewald, Burg (Spreewald) und 
Lübbenau/Spreewald bilden. Mit einer  in-
terkommunalen Kooperation sollen Bei-
träge zur Senkung des Energieverbrauchs, 
zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen 
und zum Klimaschutz geleistet werden. Als 
erster Schritt ist die Erarbeitung eines Leit-
bildes für die regionale Energiepolitik vor-
gesehen. Am „Runden Tisch“, an dem die 
verschiedenen berührten Interessengrup-
pen zusammenkommen, wird die inhalt-
liche Konkretisierung und konsensfähige 
Abstimmung des Leitbilds vorangetrieben. 
Die höchst unterschiedlichen Handlungs-
möglichkeiten und Interessen der drei 
wichtigsten Akteursgruppen Energieerzeu-
ger, Energieversorger und Energieverbrau-
cher werden zudem in drei separaten Ar-
beitsgruppen thematisiert. Die stufenweise 
Umsetzung des Leitbilds umfasst eine Pa-
lette von Folgeprojekten, von großräumigen 
Handlungskonzepten über die Information 
und Aktivierung der privaten Akteure bis 
hin zu Vorschlägen für konkrete bauliche 
Maßnahmen, insbesondere an öffentlichen 
Immobilien.

Ein besonderes Merkmal des Energiekon-
zepts ist, dass es über die energetischen 
Aspekte im engeren Sinn (Erzeugung, Inf-
rastruktur, Verbrauch und Einsparung) weit 
hinausgeht. Beispielsweise sollen die Hand-
lungsfelder Energetische Entwicklung und 
Entwicklung der Kulturlandschaft konzep-
tionell miteinander verbunden werden. Die 
Kulturlandschaft des Spreewalds ist wegen 
ihrer Bedeutung für die regionale Identität 
und für die Tourismuswirtschaft besonders 
wichtig. Sie ist gleichzeitig als Ökosystem 
und Landschaftsraum sensibel. Auch die 
Einbeziehung der ökonomischen, demo-
graphischen und siedlungsstrukturellen 
Bedingungen einer tendenziell schrump-
fenden Region bettet das Energiekonzept in 
eine ortsspezifische, integrierte Stadt- und 

(18)
w w w. n a t i o n a l e - s t a d t e n t -
wicklungspolitik.de/cln_032/
nn_251538/Content/Projekte/
regionales__energiekonzept__
spreewalddreieck.html [Stand: 
12.04.2012]

(19)
BMVBS/BBSR (Hrsg.): Nutzung 
städtischer Freiflächen für er-
neuerbare Energien. Sonder-
veröffentlichung, Bonn 2009.

(20)
„Regionale Energiekonzepte 
stimmen die Energieproduk-
tion, insbesondere den Mix 
erneuerbarer Energien, der in 
der Region zukünftig erzeugt 
werden soll, mit dem regiona-
len Ausbaupotenzial, der dorti-
gen Energienachfrage und ihrer 
absehbaren Entwicklung ab. 
Sie dienen somit vor allem der 
Definition gemeinsamer Ent-
wicklungsziele, der Initiierung 
von Maßnahmen zum Ausbau 
der erneuerbaren Energiepro-
duktion, der Weiterentwicklung 
der technischen Infrastruktur 
und natürlich der allgemeinen 
Verbesserung der Energieeffi-
zienz und des Energiesparens 
in der Region. Die der Koordi-
nation der Ausbaupläne lokaler, 
regionaler und überregionaler 
Akteure der Energiewirtschaft 
steht häufig im Vordergrund. 
Mit Hilfe von regionalen Ener-
giekonzepten kann der Umbau 
des nationalen Energiesystems 
im regionalen Maßstab in eine 
nachhaltigere Richtung gesteu-
ert werden. Regionale Energie-
konzepte basieren auf einem 
kooperativen Planungsansatz 
und dienen in erster Linie dem 
Netzwerkmanagement. In dem 
MORO „regionale Energiekon-
zepte“ werden vier Modellregi-
onen bei der Erarbeitung bzw. 
Weiterentwicklung regionaler 
Energiekonzepte unterstützt” 
(Deutscher Bundestag: Raum-
ordnungsbericht 2011. Druck-
sache 17/8360 S. 132)
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Deutschland, und es hilft der deutschen 
(Export-) Wirtschaft.

3. Sichere Energieversorgung ist auch in 
Zukunft unabdingbar

Energieeinsparung, Energieeffizienz und 
die Nutzung erneuerbarer Energien sind 
für wettbewerbs- und zukunftsfähige Städte 
und Regionen auch in Zukunft unabding-
bar. Sie bilden das Rückgrat für wirtschaft-
liche Entwicklung und Energiesicherheit, 
die auf CO2-Freiheit und Ressourcenschutz 
setzt. Strategien und Maßnahmen für eine 
CO2-freie Stadt erhöhen auch die zukünfti-
ge Energiesicherheit.

4. Stadtneubau und Stadtumbau erfordern 
unterschiedliche Strategien

In globaler Sicht gibt es zwei grundsätzlich 
verschiedene Herausforderungen (ideal-
typisch gesehen; in der Realität mischen 
sich die Herausforderungen in unterschied-
lichen Anteilen): (1) Planen, Bauen und 
Entwicklung im Bestand und Umbau der 
Städte (Prototyp: Europa) sowie (2) starke 
Urbanisierung und Neubau von Stadtteilen 
oder ganzen Städten (Prototyp: Asien). Dies 
bestimmt die Lösungsstrategien, die zwar 
unterschiedlich sind, aber nicht so unter-
schiedlich, dass Kommunikation und ge-
genseitiges Lernen nicht dennoch möglich 
wären.

5. Lokale Rahmenbedingungen müssen 
berücksichtigt werden

Der globale Austausch von Produkten, Wis-
sen und Strategien darf nicht dazu führen, 
dass Lösungen, die an einem Ort funktio-
nieren, „blind“ anderswo übernommen 
werden. Gerade das Bauen hat seit eh und 
je eine lokale Komponente, die nicht zuletzt 
von örtlichen Klima- und Wetterbedingun-
gen (Hitze, Kälte, Sonneneinstrahlung, Re-
gen, Hochwasser usw.) abhängig ist. Ebenso 
sind Verkehrssysteme (z. B. die Nutzung des 
Fahrrads) von landschaftlichen und sozio-
kulturellen Bedingungen abhängig. Von-
einander lernen und lokal angepasstes Bau-
en sind gleichermaßen wichtig. 

6. Integrierte Handlungskonzepte in Stadt 
und Region

Öffentliche Institutionen, Politik und Pla-
nung, müssen kooperieren – horizontal 
zwischen Fachpolitiken und Disziplinen, 
Bauwesen, Verkehrsplanung, Ver- und Ent-
sorgungsinfrastruktur, vertikal zwischen 

tur erfordert eine stärkere Kommunikation 
und Abstimmung mit allen Akteuren. Vor-
stellbar wäre ein Verfahren ähnlich dem in 
Deutschland bekannten Gegenstromprin-
zip, das sich nach dem Raumordnungsge-
setz21 richtet und ein Grundprinzip im Bau- 
und Planungsrecht darstellt.

8 Schlussfolgerungen

Viele Städte in allen Teilen der Welt sind be-
müht, durch eine Reduzierung ihrer CO2-
Emissionen zum Klimaschutz beizutragen 
und durch die hierfür notwendigen Maß-
nahmen gleichzeitig für ihre Bürger bezahl-
bare Energie auch im „postfossilen Zeitalter“ 
dauerhaft zu sichern. Dieses Heft hat derar-
tige Ziele und Strategien in vielen Facetten 
und mit weltweiten Fallbeispielen beleuch-
tet, wobei unterschiedliche lokale Ansatz-
punkte und Akteurskonstellationen vorge-
stellt wurden. Deutlich wurde dabei, dass 
der Fokus auf die CO2-freie Stadt notwendi-
gerweise viele logisch verbundene Aspekte 
und Themen mitschwingen lässt: Klima-
schutz und Energieeffizienz, Stadt und Re-
gion, Institutionen und Zivilgesellschaft, 
Technik und Verhalten und anderes mehr. 
Einige uns besonders wichtig erscheinende 
Aspekte sollen hier noch einmal in den fol-
genden zehn kurzen Statements hervorge-
hoben werden:

1. CO2-freie Stadt: lokale Strategien mit 
globaler Bedeutung

Klimawandel und Energieknappheit sind 
Probleme mit weltweiter Dimension. Posi-
tive Lösungen anderswo (z.B. eine energie-
effiziente Bewältigung der dramatischen 
Urbanisierung in China und Indien) haben 
nicht nur positive Effekte vor Ort, sondern 
globale Auswirkungen und damit Folgen 
auch für uns (Klimafolgen, Ressourcensi-
cherheit). Daher geht uns das Thema an, 
nicht nur hinsichtlich der Aktivitäten deut-
scher Städte.

2. Internationale Zusammenarbeit und 
Wissenstransfer – internationale Zusam-
menarbeit

Austausch, Beratung und Hilfe sind daher 
in eigenem nationalen Interesse von gro-
ßer Bedeutung: Dies hilft der Ressourcensi-
cherheit und dem Klimaschutz global und 
damit auch den Städten und Regionen in 

(21)
§1 Abs. 1.3 ROG: „Die Ent-
wicklung, Ordnung und Siche-
rung der Teilräume soll sich in 
die Gegebenheiten und Erfor-
dernisse des Gesamtraums 
einfügen; die Entwicklung, Ord-
nung und Sicherung des Ge-
samtraums soll die Gegeben-
heiten und Erfordernisse seiner 
Teilräume berücksichtigen (Ge-
genstromprinzip).“
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9. Individuelles Verhalten

Die Zivilgesellschaft muss mitmachen und 
der Einzelne in seinem Konsum- und In-
vestitionsverhalten sich umstellen. Ohne 
individuelle Verhaltensänderungen wird die 
Energiemodernisierung nicht erfolgreich 
sein können. Ein breiter gesellschaftlicher 
Dialog ist hierfür nötig, basierend auf Parti-
zipation und Eigeninitiative. 

10. Finanzierbarkeit, Gesamtkosten

Sozial gerechte und für die Betroffenen fi-
nanzierbare Lösungen müssen gefunden 
werden. Soziale Aspekte sollten stärker in 
Forschung und Förderung einbezogen wer-
den. 

verschiedenen Handlungsebenen, vom 
Gebäude bis zur Region – und gemeinsam 
integrierte Ziel- und Handlungsstrategien 
entwickeln. Regionale Energiekonzepte hel-
fen dabei. 

7. Überlokale Normen

Nationale und internationale Zielvereinba-
rungen und Normierungen spielen als Leit-
planken für lokales Handeln eine wichtige 
Rolle. Aus ihnen resultieren Begrenzungen, 
aber auch Anreize für das Handeln vor Ort.

8. Zielkonflikte in der Raumnutzung

Alternative Energieerzeugung muss mit 
anderen gesellschaftlichen Bedürfnissen   – 
Nahrungsmittelproduktion, Flächeninan-
spruchnahme – kompatibel sein.
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